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Die US-Regierung sollte die Verfolgung von Julian Assange wegen der Veröffentlichung 

geheimer Dokumente einstellen. 
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Heute vor zwölf Jahren, am 28. November 2010, haben unsere fünf Redaktionen in 

Zusammenarbeit mit WikiLeaks eine Serie von Enthüllungsgeschichten veröffentlicht, die 

weltweit Schlagzeilen machten. Die diplomatischen Depeschen, eine Sammlung von 

251.000 vertraulichen Nachrichten des US-Außenministeriums, entlarvten Korruption, 

diplomatische Skandale und Spionageaffären von internationalem Ausmaß. In den 

Worten der »New York Times« zeigten die Dokumente »ungeschönt, wie die US-

Regierung ihre wichtigsten Entscheidungen trifft, Entscheidungen, die das Land viele 



Menschenleben und viel Geld kosten«. Und noch immer veröffentlichen Journalisten und 

Historiker neue Enthüllungen, die auf diesem einzigartigen Dokumentenschatz basieren. 

 

Für Julian Assange, den Herausgeber von WikiLeaks, hatten diese Veröffentlichungen und 

andere damit zusammenhängende Leaks jedoch gravierende Folgen. Am 11. April 2019 

wurde Assange aufgrund eines US-amerikanischen Haftbefehls in London festgenommen. 

Er sitzt seit rund dreieinhalb Jahren in einem britischen Hochsicherheitsgefängnis, in dem 

ansonsten Terroristen oder Mitglieder des organisierten Verbrechens eingesperrt werden. 

Ihm droht die Auslieferung an die USA und eine Haftstrafe von bis zu 175 Jahren in 

einem amerikanischen Hochsicherheitsgefängnis. 

Unsere Redaktionen, die damals mit WikiLeaks zusammenarbeiteten, entschieden sich 

2011, Assanges Verhalten öffentlich zu kritisieren, als die Dokumente im Original, ohne 

journalistische Bearbeitung an die Öffentlichkeit gelangten. Und einige von uns haben mit 

Sorge die Vorwürfe in der Anklage zur Kenntnis genommen, denen zufolge Assange dabei 

geholfen haben soll, in einen Computer mit Zugang zu einer geheimen Datenbank 

einzudringen. Aber heute äußern wir uns gemeinsam, weil wir zutiefst besorgt darüber 

sind, dass Julian Assange noch immer verfolgt wird, weil er geheimes Material beschafft 

und veröffentlicht hat. 

 

Die Regierung von Barack Obama und Joe Biden, die während der WikiLeaks-

Veröffentlichungen 2010 im Amt war, hatte es abgelehnt, Assange anzuklagen, weil dann 

auch Journalistinnen und Journalisten der großen Medien hätten angeklagt werden 

müssen. Ihre Wertschätzung der Pressefreiheit überwog, selbst in einem Fall, in dem die 

Konsequenzen schmerzhaft waren. Unter Donald Trump änderte sich diese Haltung 

jedoch. Das US-Justizministerium nutzte das alte Anti-Spionage-Gesetz von 1917, einst 

gedacht für die Verurteilung von Spionen während des Ersten Weltkriegs. Es wurde nie 

zuvor angewendet, um einen Herausgeber oder Journalisten vor Gericht zu stellen. 

Die Anklage gegen Assange ist ein gefährlicher Präzedenzfall und ein Angriff auf die 

Pressefreiheit. 



Es zählt zu den Kernaufgaben von Journalistinnen und Journalisten in demokratischen 

Staaten, Fehler von Regierungen zu kritisieren. Sensible Informationen zu beschaffen und 

zu publizieren, wenn das im öffentlichen Interesse liegt, ist Teil unserer täglichen Arbeit. 

Wer diese Arbeit kriminalisiert, schwächt den öffentlichen Diskurs und damit die 

Demokratie. 

 

Zwölf Jahre nach den Botschaftsdepeschen ist es an der Zeit für die US-Regierung, die 

Verfolgung von Julian Assange wegen der Veröffentlichung geheimer Dokumente 

einzustellen. Denn Journalismus ist kein Verbrechen. 
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Anmerkung der Redaktion: In einer früheren Version war das Datum der Festnahme von 

Julian Assange falsch angegeben. Wir haben die Stelle korrigiert. 

 

 

 

 



Hitlerdeutschland Was in den Köpfen früher Nazis vorging Ein New Yorker Soziologe 

wollte 1934 erfahren, was Menschen bewegt hatte, sich Hitler anzuschließen. Theodore 

Abel startete einen Aufruf, Hunderte Nazis schickten ihm Aufsätze – und gaben diese 

Antworten.  

 


